Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2615 


Zusammenstellung 

der Beschlüsse der zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1961 (Haushaltsgesetz 1961) 

— Drucksachen 2050, 2500 bis 2529 — 


Unverändert nach den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) — Drucksachen 2500 bis 2529 — bis auf die 
folgenden Änderungen: 


Einzelplan 02 
Deutscher Bundestag 
— Drucksache 2501 — 


O Kap. 02 01 — Deutscher Bundestag — 

Tn Tit. 600 — Zuschuß an die Deutsche Parlamentarische Ge- 
sellchaft — wird der Ansatz von 63 500 DM um 10 000 DM 
auf 73 500 DM erhöht. 


Einzelplan 04 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 
— Drucksache 2503 — 

0 Kap. 04 03 — Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung — 

Folgender neuer Tit. 602 wird als Leertitel ausgebracht: 

„Tit. 602 Zweites Fernseh-Programm — DM 

Zu Tit. 602 

Vorsorglich für den Fall eines Auslagenersatzes gemäß 
§§ 662 ff. BGB.“ 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckorei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Einzelplan 05 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 
— Drucksache 2504 — 

e Kap. 05 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

In Tit. 669 — Förderung von entwicklungsfähigen Ländern 
(bilaterale und multilaterale Hilfsmaßnahmen) — erhält Ab- 
satz 3 der Erläuterungen folgende Fassung: 

„Es wird die Ermächtigung erteilt, mit Zustimmung des Bun- 
desniinisteriums der Finanzen vertragliche Bindungen bis zur 
Höhe von 215 000 000 DM mit Wirkung für die folgenden Rech- 
nungsjahre einzugehen." 


Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 
— Drucksache 2505 — 


O Kap, 06 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) In Tit. 615 — Zuschüsse auf dem Gebiete des Bildungs- 
wesens a) Studentenförderung — werden die Erläuterun- 
gen wie folgt ergänzt: 

„Ein Teilbetrag von 4 000 000 DM dient der zusätzlichen 
Darlehnsförderung nach besonderen Richtlinien für Studen- 
ten, bei denen die Voraussestzungen der Bedürftigkeit nach 
den allgemeinen Richtlinien nicht gegeben sind, wenn das 
Einkommen des Unterhaltspflichtigen den Freibetrag von 
800 DM für den Alleinstehenden, 1200 DM für die Eltern 
und 150 DM für jedes unversorgte Kind nicht übersteigt. 
Der monatliche Darlehnsbetrag darf 150 DM nicht über- 
schreiten. 

Aus diesen Mitteln kann bis zu einem Gesamtbetrag von 
150 DM monatlich auch eine ergänzende Darlehnsförderung 
für Studenten erfolgen, die nach den allgemeinen Richt- 
linien mit weniger als 150 DM gefördert werden. Für das 
kommende Rechnungsjahr wird eine anteilige Beteiligung 
der Länder erwartet." 

b) In Tit. 617 — Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports und der Leibesübungen — wird der Ansatz von 
1 800 000 DM um 150 000 DM auf 1 950 000 DM erhöht. 
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Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

— Drucksache 2509 — 


0 Kap. 10 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) In Tit. 571 — Förderung der ländlichen Siedlung — wird 
der Erläuterung zu Tit. 571a) und b) in Absatz 2 folgender 
Satz angefügt: 

„Darüber hinaus ist der Bundesminister der Finanzen er- 
mächtigt, erforderlichenfalls eine weitere Bindungsermäch- 
tigung bis zu 50 000 000 DM zu erteilen, wenn das zur kon- 
tinuierlichen Durchführung des Fünfjahresplanes der Bun- 
desregierung vom 12. Februar 1959 zur weiteren Eingliede- 
rung von Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlingen in die 
Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland notwendig 
ist und die Länder sich angemessen daran beteiligen." 

b) ln l'it. 980 — Einmalige Sondermaßnahmen zur Verbes- 
serung der Lage bäuerlicher Familienbetriebe b) Zuschüsse 
6. Förderung von Qualität und Absatz landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse — ist die Erläuterung zu diesem Titel wie folgt 
zu ergänzen: 

„Von den im Rahmen dieses Titels für die Förderung der 
Pferdezucht vorgesehenen Mitteln sind bis zu 100 000 DM 
zur Förderung der Zucht des Warmblutpferdes Trakehner 
Abstammung zu verwenden." 


Einzelplan 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
— Drucksache 2510 — 

0 Kap. 1 1 05 — Bundesarbeitsgericht in Kassel — 

In Tit. 202 — Bücherei — ist der Ansatz von 30 000 DM auf 
40 000 DM zu erhöhen. 

0 Kap. 11 07 — Bundessozialgericht in Kassel — 

In Tit. 202 — Bücherei — ist der Ansatz von 40 000 DM auf 
50 000 DM zu erhöhen. 
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0 Kap. 11 10 — Kriegsopferversorgung und gleichartige 
Leistungen — 

a) In der Zweckbestimmung zu Tit. 652 — Zuschüsse zur fach- 
lichen Fortbildung der Beamten und Angestellten einschließ- 
lich Reisekosten — werden hinter dem Wort ''einschließlich" 
die Worte „Schrifttum und" eingefügt. 

b) In der Zweckbestimmung zu Tit. 653 — Zuschüsse zur fach- 
lichen Fortbildung der im Versorgungswesen tätigen Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker und des ärztlichen Flilfspersonals 
einschließlich Reisekosten — werden hinter dem Wort 
„einschließlich" die Worte „Schrifttum und" eingefügt. 


Haushaltsgesetz 1961 
— Drucksache 2529 — 

@ § 3 Abs. 2 a erhält folgende Fassung: 

„(2a) Der Bundesminister der Finanzen kann abweichend 
von § 47 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung zur verbilligten 
Beschaffung von Bauland zulassen, daß bundeseigene unbe- 
baute Grundstücke unter dem vollen Wert veräußert werden, 
wenn sichergestellt ist, daß diese Grundstücke binnen ange- 
messener Frist, die in der Regel drei Jahre nach Abschluß des 
Kaufvertrages nicht übersteigen soll, zu Zwecken des sozialen 
Wohnungsbaues bebaut werden. Unterbleibt die Bebauung, so 
ist das Eigentum an dem Grundstück gegen Erstattung der 
Kosten wieder auf den Bund zurückzuübertragen. Der Zustim- 
mung des Bundestages und des Bundesrates gemäß § 47 Abs. 3 
der Reichshaushaltsordnung bedarf es in diesen Fällen nicht. 
Das Nähere bestimmen Richtlinien des Bundesministers für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes im Einvernehmen mit den 
Bundesministern der Finanzen und für Wohnungsbau." 

dJ) In § 19 Abs. 3 wird der Betrag von 500 000 000 DM um 
100 000 000 DM auf 400 000 000 DM gekürzt. 

o § 29 wird in folgender Fassung wieder eingefügt: 

.§ 29 

Der Biindesminister der Finanzen wird ermächtigt, mit der 
Deutschen Bundesbank eine Regelung des bilanzmäßigen Ver- 
lustes infolge der Neufestsetzung des Vv^echselkurses der Deut- 
schen Mark zu treffen und dabei Verpflichtungen bis zum 
Höchstbetrage von 1 500 000 000 Deutsche Mark einzugehen. " 


Bonn, den 16. März 1961 
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